
Wer die anderen neben sich klein macht, ist nie groß. 
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1.  Modernisierung des Besteuerungs­verfahrens wird ab 2017 Realität 
 
Der Bundesrat hat am 17.6.2016 dem Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfah-
rens zugestimmt. Damit soll das Steuerverfahren ab 2017 von der Steuererklärung über den 
Steuerbescheid bis hin zu einem möglichen Rechtsbehelf vollständig elektronisch erledigt 
werden können. Folgende Maßnahmen sind hervorzuheben: 
 

 Ausschließlich automationsgestützte Bearbeitung: Eine zentrale Maßnahme der Mo-

dernisierung des Besteuerungsverfahrens ist die Verstärkung der ausschließlich automati-
onsgestützten Bearbeitung von dazu geeigneten Steuererklärungen. Durch Einsatz von Ri-
sikomanagementsystemen soll eine Konzentration der personellen Ressourcen auf die 
wirklich prüfungsbedürftigen Fälle erreicht werden.  

 Wandlung von Belegvorlagepflichten: In den Gesetzen und Verordnungen ist vorgese-

hen, die Belegvorlagepflichten weitestgehend in Belegvorhaltepflichten mit risikoorientierter 
Anforderung durch die Finanzverwaltung umzuwandeln. Die Belege müssen dennoch vor-
gehalten werden. Die Steuerpflichtigen müssen daher damit rechnen, dass die Belege von 
den Finanzbehörden angefordert werden können. Dies betrifft besonders Spendenquittun-
gen. Meldet der Zuwendungsempfänger die erhaltene Zuwendung direkt an die Finanzver-
waltung, wird ganz auf die Belegvorhaltepflicht verzichtet. 

 Neuregelung der Steuererklärungsfristen: Mit dem Gesetz wird eine Fristverlängerung 

für beratene Steuerpflichtige eingeführt. Während nach den bisherigen „Fristenerlassen“ 
eine Fristverlängerung über den 31. Dezember des Folgejahres nur aufgrund begründeter 
Einzelanträge möglich ist, können die von der Regelung erfassten Steuererklärungen 
nunmehr vorbehaltlich einer „Vorabanforderung“ oder einer „Kontingentierung“ bis zum 
28. Februar des Zweitfolgejahres abgegeben werden. Außerdem verlängert das Gesetz die 
Frist zur Abgabe der Steuererklärung (ohne Mitwirkung eines Steuerberaters) von Ende 
Mai auf Ende Juli des Folgejahres.   

 Erhebung von Verspätungszuschlägen: Die Finanzbehörde muss – mit wenigen Aus-

nahmen – von Gesetzes wegen bei verspäteter Abgabe der Steuererklärungen einen Ver-
spätungszuschlag erheben.  Der Verspätungszuschlag beträgt für jeden angefangenen 
Monat der eingetretenen Verspätung 0,25 % der festgesetzten Steuer – mindestens jedoch 
25 € für jeden angefangenen Monat.  

 Änderungsmöglichkeit bei Rechen- und Schreibfehlern: Vorgeschrieben wird die Auf-

hebung oder Änderung von Steuerbescheiden, soweit dem Steuerpflichtigen bei Erstellung 
seiner Steuererklärung Schreib- oder Rechenfehler unterlaufen sind und er deshalb der Fi-
nanzbehörde rechtserhebliche Tatsachen nicht mitgeteilt hat. 

 Bekanntgabe von Steuerbescheiden: Die Finanzbehörde kann mit Zustimmung des 

Steuerpflichtigen bekanntzugebende Verwaltungsakte auf einer Internetplattform bereitstel-
len und schafft damit eine Abrufmöglichkeit für den Adressaten jederzeit und von jedem Ort 
der Welt. 

 

Anmerkung: Das Gesetz tritt – mit Ausnahmen – am 1.1.2017 in Kraft. Vorab möchten wir 

darauf hinweisen, dass die Neuregelungen – insbesondere die Verlängerung der Steuererklä-
rungsfrist für nicht beratene Steuerpflichtige von 5 auf 7 Monate – erst ab Veranlagungszeit-
raum 2018 anzuwenden sind. 
 
 

2.  Steuerliche Förderung von Elektrofahrzeugen beschlossen 
 
Am 18.5.2016 legte das Bundeskabinett den Regierungsentwurf des Gesetzes zur Förderung 
von Elektromobilität im Straßenverkehr vor. Im Einzelnen sind folgende Planungen auf den 
Weg gebracht: 
 

 Für den Kauf von Neufahrzeugen soll eine Kaufprämie gewährt werden. Die Kaufprämie in 
Höhe von 4000 € für rein elektrisch angetriebene Fahrzeuge und in Höhe von 3000 € für 



Plug-In-Hybride wird jeweils zur Hälfte von der Bundesregierung und von der Industrie fi-
nanziert. Das zu fördernde Elektroauto darf einen Nettolistenpreis für das Basismodell 
60.000 € nicht überschreiten. Die Förderung erfolgt bis zur vollständigen Auszahlung der 
hierfür vorgesehenen Bundesmittel in Höhe von 600 Mio. €, längstens jedoch bis 2019. An-
tragsberechtigt sind Privatpersonen, Unternehmen, Stiftungen, Körperschaften und Verei-
ne. 

 Seit dem 1.1.2016 bis zum 31.12.2020 gilt bei erstmaliger Zulassung reiner Elektrofahr-
zeuge eine fünfjährige Kraftfahrzeugsteuerbefreiung. Diese wird rückwirkend zum 1.1.2016 
auf 10 Jahre verlängert. Die zehnjährige Steuerbefreiung für reine Elektrofahrzeuge wird 
zudem auf technisch angemessene, verkehrsrechtlich genehmigte Umrüstungen zu reinen 
Elektrofahrzeugen ausgeweitet. 

 Im Einkommensteuergesetz werden vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elekt­rische 
Aufladen eines privaten Elektro- oder Hybridelektrofahrzeugs des Arbeitnehmers im Be-
trieb des Arbeitgebers und für die zur privaten Nutzung zeitweise überlassene betriebliche 
Ladevorrichtung steuerbefreit. Der Arbeitgeber erhält die Möglichkeit, geldwerte Vorteile 
aus der unentgeltlichen oder verbilligten Übereignung der Ladevorrichtung und Zuschüsse 
pauschal mit 25 % Lohnsteuer zu besteuern. Die Regelungen werden befristet für den Zeit-
raum vom 1.1.2017 bis 31.12.2020. 

 
Am 16.6.2016 bestätigte die Europäische Kommission, dass der Umweltbonus beihilferecht-
lich unbedenklich ist und ohne Einschränkung umgesetzt werden kann. Nach Veröffentlichung 
der Förderrichtlinie im Bundesanzeiger können seit dem 2.7.2016 Anträge gestellt werden.  
 

Bitte beachten Sie! Die Anträge können ausschließlich elektronisch gestellt werden. Das 

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) wird das Online-Portal für die Antrag-
stellung rechtzeitig auf der Internetseite http://www.bafa.de freischalten. Vorher gestellte oder 
per Post eingereichte Anträge werden nicht bearbeitet. 
 
Die Förderung gilt rückwirkend für Kauf- oder Leasingverträge, die ab dem 18.5.2016 abge-
schlossen wurden und die Bedingungen der Förderrichtlinie erfüllen. 
 
 

3.  Zweites Bürokratieentlastungsgesetz auf den Weg gebracht 
 
Mit dem Entwurf für ein Zweites Bürokratieentlastungsgesetz (BEG II) sollen kurzfristig grei-
fende und spürbare Erleichterungen für die Wirtschaft geschaffen werden. Ziel ist es solche 
Unternehmen zu entlasten, die typischerweise am meisten von Bürokratie betroffen sind. Da-
zu gehören kleine Betriebe mit 2-3 Mitarbeitern. Dafür sind folgende Änderungen vorgesehen: 
 
Anhebung der Grenze für Rechnungen über Kleinbeträge von 150 € auf 200 €, der Grenzbe-
träge zur quartalsweisen Abgabe der Lohnsteuer-Anmeldung von 4.000 € auf 5.000 € und der 
Kleinunternehmergrenze für die Umsatzsteuer von 17.500 € auf 20.000 €. 
 
Geplant ist auch eine Anpassung im Sozialgesetzbuch bei der Fälligkeitsregelung für Ge-
samtsozialversicherungsbeiträge. Danach entfällt die Schätzung der Werte bei bestimmten 
Unternehmen. Beiträge, deren tatsächlicher Wert für den aktuellen Monat noch nicht bekannt 
sind, können nach dem Wert für den Vormonat festgelegt werden. Das Verfahren wird zwar 
heute auch schon angewandt, soll aber in Zukunft bei viel mehr Unternehmen anwendbar 
sein. 
 
Zudem sind Erleichterungen bei der Aufbewahrung von Lieferscheinen in der Abgabenord-
nung vorgesehen. Demnach endet die Aufbewahrungsfrist bei empfangenen Lieferscheinen, 
die keine Buchungsbelege darstellen, mit dem Erhalt der Rechnung bzw. für abgesandte Lie-
ferscheine mit dem Versand der Rechnung. 
 



Des Weiteren sind Anpassungen der Handwerksordnung vorgesehen, um der fortschreiten-
den Digitalisierung im Handwerk zusätzlichen Schub zu verleihen, sowie die Bereitstellung 
von Leistungsinformationen zur Verwendung auf Bundes-, Länder- und Kommunalportalen 
durch eine Änderung des E-Governement-Gesetzes. 
 

Anmerkung: Die Neuregelungen des BEG II sollen zum 1.1.2017 in Kraft treten. Sicherlich 

werden sich während des Gesetzgebungsverfahrens noch ein paar Änderungen und Ergän-
zungen ergeben. Über die endgültigen Festlegungen informieren wir Sie bei Verabschiedung 
des Gesetzes. 
 
 

4. Keine Berücksichtigung von Nebenräumen beim häuslichen Arbeitszimmer 
 
Bereits mit Beschluss vom 27.7.2015 hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs entschie-
den, dass die Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer, das nicht nahezu ausschließ-
lich betrieblich oder beruflich genutzt wird („gemischt genutztes Arbeitszimmer“), steuerlich 
nicht zu berücksichtigen sind.  
 
Nunmehr stellt der 10. Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) mit Urteil vom 17.2.2016 fest, dass 
Aufwendungen für Nebenräume (Küche, Bad und Flur), die in die häusliche Sphäre einge-
bunden sind und zu einem nicht unerheblichen Teil privat genutzt werden, bei einem steuer-
rechtlich anzuerkennenden Arbeitszimmer nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abgezogen werden können. 
 
Mit der vorliegenden Entscheidung knüpft der BFH an das Aufteilungsverbot auch für Neben-
räume der häuslichen Sphäre an. Die Nutzungsvoraussetzungen sind individuell für jeden 
Raum und damit auch für Nebenräume zu prüfen. Eine zumindest nicht unerhebliche private 
Mitnutzung derartiger Räume ist daher abzugsschädlich.  
 
 

5.  Doppelte AfA bei Bebauung des Ehegattengrundstücks 
 
Bebaut ein Unternehmer ein betrieblich genutztes Grundstück, das ihm zusammen mit seinem 
Ehegatten gehört, sind nach Auffassung des Bundesfinanzhofs (BFH) in seiner Entscheidung 
vom 9.3.2016 Wertsteigerungen der dem Ehegatten gehörenden Grundstückshälfte nicht ein-
kommensteuerpflichtig. 
 
Hieraus können sich erhebliche steuerliche Vorteile im Hinblick auf die Absetzungen für Ab-
nutzung (AfA) ergeben. Übertragen die Ehegatten z. B. später das gemeinsame Grundstück 
auf ihren Sohn, der den Betrieb des Vaters fortführt, kann für die angefallenen Baukosten die 
AfA zweimal in Anspruch genommen werden. 
 
Im entschiedenen Fall hatte der Vater schon in den 1960er-Jahren mehrere Betriebsgebäude 
auf Grundstücken errichtet, die zur Hälfte auch der Mutter gehörten. Er nahm AfA auf seine 
Baukosten vor. Im Jahr 1993 übertrug er den Betrieb unentgeltlich auf den Sohn. Gleichzeitig 
übertrugen beide Elternteile die betrieblich genutzten Grundstücke ebenfalls unentgeltlich auf 
den Nachfolger. 
 
Bei der Übertragung von Wirtschaftsgütern, die dem Vater gehörten, sind die Buchwerte aus 
den Bilanzen des Vaters fortzuführen. Der Sohn sah in der Schenkung der Gebäudeteile, die 
zivilrechtlich der Mutter gehörten, eine Einlage in seinen Betrieb, die er mit dem aktuellen 
Teilwert der Gebäudeteile bewertete. Da der Teilwert erheblich höher war als der Restbuch-
wert des Bilanzpostens, der in den Bilanzen des Vaters verblieben war, eröffnete es die Mög-
lichkeit zur Vornahme erneuter hoher AfA-Beträge auf die von seinem Vater in der Vergan-
genheit schon nahezu abgeschriebenen Gebäudeteile. 
 



Diese rechtliche Beurteilung bestätigte der BFH nunmehr mit dem Urteil. Dies hat zur Folge, 
dass in derartigen Fällen im Ergebnis eine doppelte Abschreibung möglich ist, obwohl die 
Baukosten nur einmal anfallen. Allerdings hat der BFH im Gegenzug klargestellt, dass für den 
Bilanzposten, der den eigenen Bauaufwand des Unternehmers für die Gebäudeteile des an-
deren Ehegatten verkörpert, keine Steuersubventionen in Anspruch genommen werden kön-
nen, die vom Gesetzgeber nur für Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens gewährt werden. 
Dies wurde in der Praxis bisher anders gehandhabt, wodurch die Buchwerte dieser Bilanzpo-
sition zusätzlich gemindert werden konnten. 
 
 

6.  Nutzungsausfallentschädigung für gemischt genutzten Pkw 
 
Bewegliche Wirtschaftsgüter – wie z. B. ein Pkw – sind selbst dann, wenn sie gemischt – also 
sowohl betrieblich als auch privat – genutzt werden, ungeteilt entweder Betriebs- oder Privat-
vermögen.  
 
Betriebseinnahmen sind alle Zugänge in Geld oder Geldeswert, die durch den Betrieb veran-
lasst sind. Vereinnahmt ein Steuerpflichtiger im Zusammenhang mit Schäden am Wirt-
schaftsgut Ersatzleistungen – also z. B. eine Nutzungsausfallentschädigung –, richtet sich die 
steuerliche Beurteilung nach der Zuordnung des Wirtschaftsguts.  
 
Die Nutzungsausfallentschädigung für ein Wirtschaftsgut des Betriebsvermögens ist nach 
einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 27.1.2016 selbst dann im vollen Umfang Be-
triebseinnahme, wenn das Wirtschaftsgut teilweise auch privat genutzt wird. Das gilt unab-
hängig davon, bei welcher Gelegenheit der Schaden entstanden ist und wie der Steuerpflicht-
ige auf den Schaden reagiert.  
 
Im entschiedenen Fall hielt ein selbstständiger Versicherungsagent ein Fahrzeug im Betriebs-
vermögen, das er auch privat nutzte. Für einen Nutzungsausfall aufgrund eines Unfalls erhielt 
er von der Versicherung des Unfallverursachers eine Entschädigung. Das Finanzamt behan-
delte diese uneingeschränkt als Betriebseinnahme. Der Steuerpflichtige machte demgegen-
über geltend, dass der Unfall sich auf einer Privatfahrt ereignet habe und er außerdem für die 
Zeit des Nutzungsausfalls kein Ersatzfahrzeug angemietet, sondern Urlaub genommen habe. 
Der BFH gab dem Finanzamt recht. 
 
 

7.  Betrieb einer Solaranlage kann Elterngeld mindern 
 
Für die Ermittlung des Einkommens aus nicht selbstständiger Erwerbstätigkeit vor der Geburt 

sind nach dem Bundeselterngeldgesetz die 12 Kalendermonate vor dem Monat der Geburt 

des Kindes maßgeblich. Abweichend davon ist für die Ermittlung des Einkommens aus nicht 

selbstständiger Erwerbstätigkeit vor der Geburt der steuerliche Veranlagungszeitraum 

maßgeblich, der den Gewinnermittlungszeiträumen zugrunde liegt, wenn die berechtigte 

Person in den Zeiträumen auch Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit hatte.  
 
In einem vor dem Bundessozialgericht (BSG) entschiedenen Fall bezog eine Steuerpflichtige 
neben ihrem Gehalt aus einer abhängigen Beschäftigung auch Gewinneinkünfte aus dem 
Betrieb einer Solaranlage. Der Landkreis berechnete deshalb das Elterngeld für ihr im August 
2013 geborenes Kind auf der Grundlage des letzten steuerlichen Veranlagungszeitraums, 
dem Jahr 2012. Die Einkünfte im Jahr 2013 blieben damit außer Betracht. 
  
Das BSG bestätigte die Wahl dieses Bemessungszeitraums mit Urteil vom 21.6.2016. Das 
Gesetz schreibt diesen Bemessungszeitraum bei sog. Mischeinkünften aus selbstständiger 
und abhängiger Beschäftigung zwingend vor.  
 



Anmerkung: Die damit in Einzelfällen verbundenen Belastungen – bei der Steuerpflichtigen 

ein Verlust von immerhin mehreren Tausend Euro Elterngeld – sind nach Auffassung des 
BSG durch das gesetzgeberische Ziel der Verwaltungsvereinfachung gerechtfertigt. 
 
 

8.  Parkmöglichkeit für Hotelgäste ist mit dem Regelsteuersatz von 19 % zu versteuern 
 
Für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Be-
herbergung von Fremden bereithält, sowie die kurzfristige Vermietung von Campingflächen, 
ermäßigt sich die Umsatzsteuer auf 7 %. Das gilt nicht für Leistungen, die nicht unmittelbar 
der Vermietung dienen, auch wenn sie mit dem Entgelt für die Vermietung abgegolten sind.  
 
Wird die Überlassung von Plätzen zum Abstellen von Fahrzeugen zwischen Gast und Hotelier 
gesondert vereinbart, liegt keine begünstigte Beherbergungsleistung vor. Es kommt der Re-
gelsteuersatz von 19 % zum Tragen. Ist die Überlassung von Plätzen zum Abstellen von 
Fahrzeugen jedoch nicht gesondert vereinbart, so war umstritten, ob diese unter die Steuer-
ermäßigung fällt oder nicht. 
 
Der BFH hatte in der Vergangenheit bereits entschieden, dass von einem Hotelier im Zusam-
menhang mit der Beherbergung erbrachte Frühstücksleistungen Leistungen sind, die nicht 
unmittelbar der Vermietung dienen und deshalb von der Steuerermäßigung auszunehmen 
sind. Das Angebot eines Frühstücks stehe neben der reinen Vermietungs- bzw. Beherber-
gungsleistung. Hotelzimmer könnten auch ohne Frühstück bewohnt werden und würden in der 
Praxis auch ohne Frühstück angeboten und genutzt. 
 
Zu dem gleichen Ergebnis kam der BFH in seiner Entscheidung vom 1.3.2016 für die Einräu-
mung von Parkmöglichkeiten, auch dann, wenn hierfür kein gesondertes Entgelt berechnet 
wird. Die kalkulatorischen Kosten der Parkplätze müssen dementsprechend geschätzt wer-
den. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Parkplätze nicht ausschließlich von Hotelgästen, 
sondern auch von Gästen des Restaurants oder des Sauna- und Wellnessbereichs genutzt 
werden können. 
 
 

9. Erbschaftsteuerbefreiung für Familienwohnheim kann rückwirkend versagt werden 
 
Der Erwerb eines Familienwohnheims von Todes wegen durch Kinder bleibt steuerfrei, soweit 
der Erblasser darin bis zum Erbfall eine Wohnung zu eigenen Wohnzwecken genutzt hat oder 
bei der er aus zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken gehin-
dert war. Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn der Erwerber 
das Familienheim innerhalb von 10 Jahren nach Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst 
nutzt – es sei denn, er ist aus zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eigenen 
Wohnzwecken gehindert. 
 
Nunmehr hat das Hessische Finanzgericht (FG) dazu entschieden, dass auch die unentgeltli-
che Übertragung des Familienheims 4 Jahre nach dem Erwerb von Todes wegen durch den 
Steuerpflichtigen als Erwerber auf seine Kinder die Steuerbefreiung für Familienheime rück-
wirkend entfallen lässt. Das gilt auch dann, wenn das Familienheim aufgrund des vorbehalte-
nen Dauerwohnrechts und des vorbehaltenen Nießbrauchsrechts weiterhin vom Steuerpflicht-
igen zu Wohnzwecken genutzt wird. 
 

Anmerkung: Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache und zur Fortbildung 

des Rechts hat das FG die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 
 
 

10. Sonderzahlungen und gesetzlicher Mindestlohn 



 
In seinem Urteil vom 25.5.2016 hatte das Bundesarbeitsgericht (BAG) die für die Praxis sehr 
relevante Frage zu entscheiden, ob neben dem vereinbarten Stundenlohn geleistete Sonder-
zahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld den gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 € pro 
Stunde erhöhen oder hierauf anzurechnen sind. Dabei kam es zu dem Entschluss, dass sol-
che Zahlungen, die auf das ganze Jahr jeweils 1/12 monatlich vorbehaltlos verteilt werden, auf 
den gesetzlichen Mindestlohn anzurechnen sind. 
 
Im entschiedenen Fall sah der Arbeitsvertrag neben einem Monatsgehalt besondere Lohnzu-
schläge sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld vor. Das Unternehmen schloss mit dem Be-
triebsrat eine Betriebsvereinbarung über die Auszahlung der Jahressonderzahlungen. Danach 
zahlte es den Beschäftigten allmonatlich neben dem Bruttogehalt jeweils 1/12 des Urlaubs- 
und des Weihnachtsgelds in der Summe brutto aus. 
 
Eine Arbeitnehmerin machte geltend, ihr Monatsgehalt und die Jahressonderzahlungen müss-
ten ebenso wie die vertraglich zugesagten Zuschläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertags-
arbeit auf der Basis des gesetzlichen Mindestlohns i. H. v. 8,50 € brutto/Stunde geleistet wer-
den. Das BAG sah dies anders. 
 

Anmerkung: Die Bundesländer Brandenburg, Hamburg, Thüringen, Nordrhein-Westfalen und 

Bremen setzen sich mit einem Entschließungsantrag dafür ein, dass Arbeitgeber Sonderzah-
lungen, Zulagen und Prämien nicht auf den Mindestlohn anrechnen dürfen. Dieser solle nur 
das reine Grundentgelt pro Stunde enthalten. Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Erschwernis-, 
Überstunden-, Nacht- und Wochenendzuschläge dürften ebenso wenig berücksichtigt werden 
wie Familienzuschläge, vermögenswirksame Leistungen und sonstige Prämien.  
 
Die 5 Länder haben die Bundesregierung aufgefordert, das Mindestlohngesetz um eine ent-
sprechende Klarstellung zu ergänzen. Damit sollen alle Betroffenen Rechtssicherheit erhalten. 
Die jüngste Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Anrechenbarkeit von Zuschlägen 
habe zu Verunsicherung geführt. Es bestehe die Gefahr, dass Arbeitgeber den Zweck des 
Mindestlohns umgehen könnten. Die geforderte gesetzliche Klarstellung soll künftig Manipula-
tionen bei der Berechnung des Mindestlohns verhindern. 
 
 

11. Geplante Erhöhung des Mindestlohns auf 8,84 € je Zeitstunde 
 

Die Mindestlohn-Kommission hat einstimmig beschlossen, den gesetzlichen Mindestlohn ab 

dem 1.1.2017 auf 8,84 € brutto je Zeitstunde festzulegen. Sie hat sich am Tarifindex des 

Statistischen Bundesamtes orientiert. Dieser berücksichtigt, welche Tariferhöhungen von Ja-
nuar 2015 bis einschließlich Juni 2016 erstmals gezahlt werden. Der Beschluss wird der Bun-
desregierung vorgelegt, damit er als Rechtsverordnung ab 1.1.2017 verbindlich werden könn-
te.  

 
 

12. Neuerungen bei Leiharbeit und Werkverträgen 
 
Das Bundeskabinett hat am 1.6.2016 den Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Missbrauchs 
bei Leiharbeit und Werkverträgen beschlossen.  
 
Eine Neuerung ist die gesetzliche Regelung zu Equal Pay nach 9 Monaten. Equal Pay bedeu-
tet, dass Leiharbeitnehmer den gleichen Lohn erhalten wie vergleichbare Stammarbeitneh-
mer. Bestehende Branchenzuschlagstarifverträge können fortgeführt und weiterentwickelt 
werden. Diese Tarifverträge müssen jedoch soziale Voraussetzungen erfüllen: Erstens müs-
sen die Zuschläge spätestens nach 6 Wochen einsetzen, und zweitens muss nach spätestens 



15 Monaten ein Lohn erreicht werden, der von den Tarifvertragsparteien der Zeitarbeitsbran-
che als gleichwertig mit dem tarifvertraglichen Lohn der Einsatzbranche festgelegt wird. 
 
Ferner soll eine Überlassungshöchstdauer von grundsätzlich 18 Monaten eingeführt werden. 
Damit müssen Leiharbeitnehmer nach 18 Monaten, wenn sie weiterhin im gleichen 
Entleihbetrieb arbeiten sollen, von diesem übernommen werden. Soll dies nicht geschehen, 
so müssen sie vom Verleiher aus diesem Entleihbetrieb abgezogen werden. 
 
Tarifpartner in den einzelnen Einsatzbranchen können sich durch einen Tarifvertrag auf eine 
längere Überlassung einigen. Auch nicht tarifgebundene Entleiher erhalten die Möglichkeit, im 
Rahmen der in ihrer Branche geltenden tariflichen Vorgaben die Überlassungshöchstdauer zu 
verlängern. Sie können dazu entweder einen Tarifvertrag mit einer festgelegten Überlas-
sungshöchstdauer 1:1 mittels Betriebsvereinbarung nachzeichnen oder eine Öffnungsklausel 
im Tarifvertrag für Betriebsvereinbarungen nutzen.  
 
Legt der Tarifvertrag für eine solche betriebliche Öffnungsklausel selbst keine konkrete Über-
lassungshöchstdauer fest, können tarifungebundene Entleiher bei Nutzung der Öffnungsklau-
sel nur eine Überlassungshöchstdauer von maximal 24 Monaten vereinbaren. Legt der Tarif-
vertrag eine konkrete Überlassungshöchstdauer für die Öffnungsklausel fest (z. B. „48 Mona-
te“), können auch tarifungebundene Entleiher die Öffnungsklausel in vollem Umfang nutzen, 
wenn sie eine Betriebsvereinbarung abschließen.  
 
Mit dem neuen Gesetz soll auch den teilweise missbräuchlich genutzten Werkverträgen ent-
gegengewirkt werden. Das Gesetz definiert, wer Arbeitnehmerin und Arbeitnehmer ist, indem 
es hierzu die Leitsätze der höchstrichterlichen Rechtsprechung gesetzlich festschreibt. Damit 
sollen missbräuchliche Gestaltungen des Fremdpersonaleinsatzes durch Beschäftigung in 
vermeintlich selbstständigen Dienst- oder Werkverträgen verhindert werden. Das Gesetz soll 
zum 1.1.2017 in Kraft treten. 
 

Anmerkung: In seiner Stellungnahme am 8.7.2016 äußert der Bundesrat keine grundsätzli-

chen Bedenken gegen die Regierungspläne. 
 
 

13.  Staffelung des Urlaubsanspruchs nach Alter muss substanziiert  

dargelegt werden 
 
Nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ist eine unterschiedliche Behandlung von 
Arbeitnehmern wegen des Alters zulässig, wenn sie objektiv und angemessen und durch ein 
legitimes Ziel gerechtfertigt ist.  
 
Beruft sich der Arbeitgeber bei der Gewährung von Urlaub darauf, obliegt es ihm darzulegen, 
dass mit der Ungleichbehandlung ein legitimes Ziel angestrebt wird und dass die Mittel zur 
Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind. Er genügt seiner Darlegungslast 
nicht bereits, wenn er allgemein geltend macht, die Regelung diene dem Schutz älterer Ar-
beitnehmer. Vielmehr hat er substanziierten Sachvortrag zu leisten.  
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 12.4.2016 entschiedenen Fall war in einem 
Unternehmen der Urlaubsanspruch nach Lebensalter gestaffelt. Er beträgt bei einem Lebens-
alter von bis zu 30 Jahren – 26 Arbeitstage; 30 bis 40 Jahren – 29 Tage; 40 bis 50 Jahren – 
30 Tage; über 50 Jahren – 33 Tage. Ein 1959 Geborener verlangte für die Jahre 2009 bis 
2012 die Gewährung von jeweils 3 Tagen Ersatzurlaubstagen. Seiner Auffassung nach stellt 
die Regelung eine Diskriminierung jüngerer Arbeitnehmer dar.  
 
Der Arbeitgeber hatte zur Begründung pauschal auf ein „mit zunehmendem Alter gesteigertes 
Erholungsbedürfnis“ und den mit der Tarifregelung bezweckten „Gesundheitsschutz“ verwie-



sen. Das reicht nach Auffassung des BAG nicht aus. Der Arbeitnehmer hatte demnach für das 
Jahr einen Urlaubsanspruch von 33 Tagen.  
 
 

14. Höhere Sicherheitsanforderung bei der Datenerhebung im E-Commerce 
 
Die Nutzung informationstechnischer Systeme (IT-Systeme) und des Internets mit seinen viel-
fältigen Angeboten durchdringen Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in immer größerem Ma-
ße. Bedeutende Teilbereiche des privaten und öffentlichen Lebens werden zunehmend ins 
Netz verlagert oder von diesem beeinflusst. 
 
Durch das am 1.8.2015 in Kraft getretene IT-Sicherheitsgesetz wurde auch das Telemedien-
gesetz geändert und um eine Neuregelung ergänzt. Dort heißt es:  
Diensteanbieter haben, soweit dies technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist, im 
Rahmen ihrer jeweiligen Verantwortlichkeit für geschäftsmäßig angebotene Telemedien durch 
technische und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass  
 

 kein unerlaubter Zugriff auf die für ihre Telemedienangebote genutzten technischen Ein-
richtungen möglich ist  

 und diese gegen Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten und gegen Stö-
rungen, auch soweit sie durch äußere Angriffe bedingt sind, gesichert sind.  

 
Vorkehrungen müssen den Stand der Technik berücksichtigen.  
 

Anmerkung: Für den E-Commerce bedeutet das, dass der Diensteanbieter/Online-Händler 

sicherstellen muss, dass er technische Einrichtungen gegen Verletzungen des Schutzes per-
sonenbezogener Daten vorhalten muss, die sicher sind. Es muss also ein als sicher aner-
kanntes Verschlüsselungsverfahren eingesetzt werden.  
 
Dies kann, muss aber nicht, mittels eines Verschlüsselungsverfahrens wie den SSL-
Zertifikaten geschehen. Unternehmen, die personenbezogene Daten erheben bzw. verwalten, 
sollten daher ihre Sicherheitssysteme überprüfen und ggf. entsprechend anpassen. 
 
 

15.  Anforderungen an die Fristsetzung zur Nacherfüllung im Kaufrecht 
 
Für eine Fristsetzung zur Nacherfüllung eines Kaufvertrages genügt es, wenn der Käufer 
durch das Verlangen nach sofortiger, unverzüglicher oder umgehender Leistung oder durch 
vergleichbare Formulierungen deutlich macht, dass dem Verkäufer für die Erfüllung nur ein 
begrenzter Zeitraum zur Verfügung steht. Der Angabe eines bestimmten Zeitraums oder ei-
nes bestimmten (End-) Termins bedarf es dabei nicht. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) 
in seiner Entscheidung vom 13.7.2016 festgelegt. 
 
Insbesondere wenn – wie im entschiedenen Fall – in einer E-Mail mit auf 5 Seiten konkreti-
sierten Mängeln einer Einbauküche und der Bitte um „schnelle Behebung“ versehene Nach-
besserungsverlangen die Nachbesserung aufgelistet wird, ist dies eine ausreichende Fristset-
zung.  
 
Mit einer derartigen Formulierung wird nach Auffassung der BGH-Richter dem Verkäufer eine 
zeitliche Grenze gesetzt, die aufgrund der jeweiligen Umstände des Einzelfalls bestimmbar ist 
und ihm vor Augen führt, dass er die Nachbesserung nicht zu einem beliebigen Zeitpunkt be-
wirken darf. 
 
 

16.  Kündigung eines Bausparvertrages zur Zinsersparnis? 



 
In drei vom Oberlandesgericht Hamm (OLG) am 22.6.2016 entschiedenen Sachverhalten 
hatte eine Bausparkasse die Bausparverträge gekündigt, weil die Bausparer auch 10 Jahre 
nach der Zuteilungsreife der Verträge keine Darlehen in Anspruch genommen hatten und für 
die angesparten Gelder weiterhin den jeweils vereinbarten Sparzins von 2,5 % bzw. 3 % er-
hielten.  
 
Nach Auffassung der Richter waren die Kündigungen gerechtfertigt, weil sich die Bauspar-
kasse auf das im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelte Kündigungsrecht des Darlehensneh-
mers berufen konnte. 
 
Anmerkung: Das OLG Hamm hat damit an seiner früheren Rechtsprechung festgehalten und 
sich der hiervon abweichenden aktuellen Rechtsprechung des OLG Stuttgart vom 30.3.2016 
nicht angeschlossen. Wegen der derzeit unterschiedlichen obergerichtlichen Rechtsprechung 
haben die Richter des OLG Hamm in allen drei Fällen die Revision zugelassen, sodass die 
Bausparer eine höchstrichterliche Entscheidung durch den Bundesgerichtshof herbeiführen 
können. 
 
 

17. „Bestellerprinzip“ bei Maklerprovisionen für Wohnraummietverträge  

verfassungsgemäß 
 
Der Gesetzgeber hat durch das Mietrechtsnovellierungsgesetz das Bestellerprinzip bei der 
Wohnungsvermittlung eingeführt. Danach darf ein Wohnungsvermittler für die Vermittlung 
oder den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss von Mietverträgen über Wohnräume vom 
Wohnungssuchenden kein Entgelt fordern, sich versprechen lassen oder annehmen, es sei 
denn, der Wohnungsvermittler holt ausschließlich wegen des Vermittlungsvertrags mit dem 
Wohnungssuchenden vom Vermieter den Auftrag ein, die Wohnung anzubieten.  
 
Auch Vereinbarungen, durch die Wohnungssuchende verpflichtet werden, ein vom Vermieter 
oder einem Dritten geschuldetes Vermittlungsentgelt zu zahlen, sind unwirksam. Hierdurch 
soll gewährleistet werden, dass diejenige Partei, in deren wirtschaftlichem Interesse der Woh-
nungsvermittler vorwiegend tätig wird, auch dessen Vertragspartner im rechtlichen Sinne wird 
und bleibt.  
 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte sich in diesem Zusammenhang mit zwei Be-
schwerden zu befassen. Darin rügten Immobilienmakler mit ihrer Verfassungsbeschwerde im 
Wesentlichen eine Verletzung ihrer Berufsfreiheit und ein Wohnungsmieter rügte die Verlet-
zung seiner durch das Grundgesetz (GG) geschützten Vertragsfreiheit. 
 
In seinem Beschluss vom 29.6.2016 stellt das BVerfG nunmehr hierzu fest, dass die angegrif-
fenen Regelungen zwar die Berufsfreiheit der Immobilienmakler beschränken, dies aber ver-
fassungsrechtlich gerechtfertigt sei. Der Gesetzgeber darf die durch das GG geschützte Frei-
heit, ein Entgelt für berufliche Leistungen einzelvertraglich zu vereinbaren, durch zwingendes 
Gesetzesrecht begrenzen, um sozialen oder wirtschaftlichen Ungleichgewichten entgegenzu-
wirken. 
 
Auch das gleichzeitig eingeführte Textformerfordernis für Wohnungsvermittlungsverträge ver-
letzt die Immobilienmakler nicht in ihrer Berufsfreiheit. Das Textformerfordernis dient dem 
legitimen Zweck, die Beteiligten zuverlässig über den Inhalt und die rechtlichen Folgen ihrer 
Erklärungen zu informieren und hiermit Rechts­sicherheit und Rechtsklarheit für die Betroffe-
nen zu fördern. 
 
 

18. Verjährung von Mängelansprüchen bei Auf-Dach-Photovoltaikanlagen 
 



In einem vor dem Bundesgerichtshof (BGH) am 2.6.2016 entschiedenen Fall ließ der Betrei-
ber einer Tennishalle eine Photovoltaikanlage auf dem Dach der Halle installieren. Die Module 
wurden auf eine Unterkonstruktion montiert, die mit dem Dach fest verbunden wurde. Unter-
konstruktion und Module waren so anzubringen, dass die Statik des Dachs durch das Eigen-
gewicht der Anlage nicht beeinträchtigt wird und die Anlage sturmsicher ist.  
 
Der Anlagenbetreiber rügte die zu geringe Leistung der Anlage und verlangte eine Minderung 
um 25 % der Nettovergütung. Der Erbauer der Anlage war der Auffassung, dass der An-
spruch auf Nacherfüllung verjährt war, da die für Arbeiten bei Bauwerken geltende lange Ver-
jährungsfrist von 5 Jahren keine Anwendung findet. 
 
Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH gilt die Verjährungsfrist von 5 Jahren „bei 
Bauwerken“, wenn das Werk in der Errichtung oder grundlegenden Erneuerung eines Gebäu-
des besteht, das Werk in das Gebäude fest eingefügt wird und dem Zweck des Gebäudes 
dient. Diese Voraussetzungen lagen hier vor. Die Photovoltaikanlage wurde durch die Vielzahl 
der verbauten Komponenten so mit der Tennishalle verbunden, dass eine Trennung von dem 
Gebäude nur mit einem erheblichen Aufwand möglich ist. Schließlich dient die Photovoltaikan-
lage dem weiteren Zweck der Tennishalle, Trägerobjekt einer solchen Anlage zu sein. 
 
 

19.  Anforderungen an Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich am 6.7.2016 mit den Anforderungen befasst, die 
eine Vorsorgevollmacht und eine Patientenverfügung im Zusammenhang mit dem Abbruch 
von lebenserhaltenden Maßnahmen erfüllen müssen.  
 
Im entschiedenen Fall erlitt eine Frau einen Hirnschlag, aufgrund dessen sie die Fähigkeit zur 
verbalen Kommunikation verlor. Sie hatte zwei wortlaut-identische, mit „Patientenverfügung“ 
betitelte Schriftstücke unterschrieben. In diesen war niedergelegt, dass unter anderem dann, 
wenn aufgrund von Krankheit oder Unfall ein schwerer Dauerschaden des Gehirns zurück-
bleibe, „lebensverlängernde Maßnahmen unterbleiben“ sollten.  
 

Nach Auffassung des BGH entfaltet eine schriftliche Patientenverfügung unmittelbare 

Bindungswirkung nur dann, wenn ihr konkrete Entscheidungen des Betroffenen über 

die Einwilligung oder Nichteinwilligung in bestimmte, noch nicht unmittelbar bevorste-

hende ärztliche Maßnahmen entnommen werden können. Von vornherein sind allge-

meine Anweisungen, wie die Aufforderung, ein würdevolles Sterben zu ermöglichen 

oder zuzulassen, wenn ein Therapieerfolg nicht mehr zu erwarten ist, nicht ausrei-

chend.  

 
Die Anforderungen an die Bestimmtheit einer Patientenverfügung dürfen aber auch nicht 
überspannt werden. Vorausgesetzt werden kann nur, dass der Betroffene umschreibend fest-
legt, was er in einer bestimmten Lebens- und Behandlungssituation will und was nicht. 
 

Die Äußerung, „keine lebenserhaltenden Maßnahmen“ zu wünschen, enthält jedenfalls 

für sich genommen keine hinreichend konkrete Behandlungsentscheidung. Die insoweit 

erforderliche Konkretisierung kann aber gegebenenfalls durch die Benennung bestimmter 
ärztlicher Maßnahmen oder die Bezugnahme auf ausreichend spezifizierte Krankheiten oder 
Behandlungssituationen erfolgen.  
 
 

20.  Anfechtung des privaten Versicherungsvertrags – keine Rückkehr in die GKV 
 
Die zuletzt bei einer Ersatzkasse als freiwilliges Mitglied Versicherte erklärte im März 2011 die 
Kündigung ihrer Mitgliedschaft zum 31.5.2011. Dazu legte sie die Bescheinigung eines Unter-



nehmens der PKV vor, nach der für sie ab 1.6.2011 insoweit Krankenversicherungsschutz 
bestehe.  
 
Im November 2011 focht das Krankenversicherungsunternehmen gegenüber der Frau den 
Versicherungsvertrag wegen arglistiger Täuschung an. Den daraufhin von der Frau bei der 
Ersatzkasse gestellten Antrag auf Fortführung ihrer Mitgliedschaft in der GKV lehnte diese ab, 
weil die freiwillige Versicherung wirksam gekündigt und die Frau zuletzt in der PKV versichert 
gewesen sei. 
 
Das Bundessozialgericht (BSG) hatte nun zu entscheiden, ob infolge der rückwirkenden An-
fechtung des Versicherungsvertrages mit der Privaten Krankenversicherungsgesellschaft die 
Frau ab 1.6.2011 zuletzt nicht in der PKV, sondern in der GKV versichert gewesen war. Es 
kam zu dem Entschluss, dass sie seit 1.6.2011 nicht mehr bei der GKV versichert war. Die 
später erklärte Anfechtung des nachfolgenden Versicherungsvertrages durch das private Ver-
sicherungsunternehmen ließ die zuvor erklärte Beendigung der Mitgliedschaft aufgrund freiwil-
liger Versicherung in der GKV unberührt. 
 
Das BSG führt in seinem Urteil aus, dass die Frau als Versicherte insoweit auch nicht schutz-
los ist. Nach einer Anfechtung des Versicherungsvertrags wegen arglistiger Täuschung durch 
ihren Vertragspartner hatte sie jedenfalls gegen ein anderes Unternehmen der PKV Anspruch 
auf Abschluss eines (neuen) Versicherungsvertrags im Basistarif. 
 

 

21. Unfallversicherungsschutz auch bei der Weihnachtsfeier einer 

Betriebsabteilung 

 
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist auch die Teilnahme 
an einer betrieblichen Gemeinschaftsveranstaltung, z. B. einer Weihnachtsfeier, als Ausprä-
gung der Beschäftigtenversicherung versichert. Hierfür war bereits nach bisheriger Recht-
sprechung zunächst erforderlich, dass die Veranstaltung „im Einvernehmen“ mit der Betriebs-
leitung stattfand.  
 
Für ein solches „Einvernehmen“ reicht es aus, wenn der Dienststellenleiter in einer Dienstbe-
sprechung mit den jeweiligen Sachgebietsleitern vereinbart, dass die jeweiligen Sachgebiete 
Weihnachtsfeiern veranstalten dürfen und weitere Festlegungen (Beginn, Zeitgutschrift etc.) 
getroffen werden. 
 
Anmerkung: Soweit das BSG bislang als weiteres Kriterium für versicherte betriebliche Ge-
meinschaftsveranstaltungen darauf abgestellt hat, dass die Unternehmensleitung persönlich 
an der Feier teilnehmen muss, hält es hieran nicht länger fest. Notwendig ist lediglich, dass 
die Feier allen Mitarbeitern des jeweiligen Teams offenstand und die jeweilige Sachgebiets- 
oder Teamleitung teilnimmt. 
 
 

22. Auskunftsanspruch des Erben über lebzeitige Zuwendungen an Pflichtteilsberech-

tigten 
 
Grundsätzlich steht dem Erben ein Anspruch auf Auskunftserteilung gegenüber den Pflicht-
teilsberechtigten hinsichtlich der vom Erblasser erhaltenen Zuwendungen zu. Anzugeben sind 
alle wertbildenden Faktoren, der Zeitpunkt der Zuwendung und etwaige Anordnungen des 
Erblassers.  
 
Auskünfte des Pflichtteilsberechtigten, er habe vom Erblasser keine Zuwendungen mit der 
Bestimmung erhalten, sich diese auf einen Pflichtteil anrechnen zu lassen, stellen keine aus-



reichende Auskunft dar. Werden konkrete Zuwendungen in den Raum gestellt, muss sich der 
Zuwendungsempfänger hinreichend erklären. 
 
So entschieden die Richter des Oberlandesgerichts Koblenz: „Über lebzeitige, auf den Pflicht-
teil anzurechnende Zuwendungen ist der Pflichtteilsberechtigte dem Erben auskunftspflichtig. 
Schöpft der Erbe seine Erkenntnismöglichkeiten hinsichtlich solcher Zuwendungen aus, muss 
der Pflichtteilsberechtigte seinerseits wegen der ihn treffenden Auskunftspflicht substanziiert 
erwidern.“ 
 

 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2016: April = 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5; Januar = 106,1; 2015:  

2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0;  
September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai 107,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

